BFH Bundesfinanzhof %

Urteil vom 14. November 2018, XI R 32/17

Zum Fehlen von Entscheidungsgriinden i.S. von & 119 Nr. 6 FGO

ECLI:DE:BFH:2018:U.141118.XIR32.17.0

BFH XI. Senat

FGO & 105 Abs 2 Nr 5, FGO § 119 Nr 6, FGO § 126 Abs 3 S 1 Nr 2, InsO § 55 Abs 4, InsO § 130 Abs 1 S 1 Nr 2

vorgehend Niedersdchsisches Finanzgericht , 06. September 2017, Az: 11 K 10306/15
Leitsatze

1. NV: Das Fehlen von Entscheidungsgriinden ist ein Verfahrensmangel i.S. von § 119 Nr. 6 FGO, auf dem das
angefochtene Urteil beruht, und fihrt grundsatzlich unter Aufhebung der Vorentscheidung zur Zuriickverweisung der
Sache an das FG zur erneuten Verhandlung und Entscheidung .

2. NV: Wenn das ibergangene Angriffs- oder Verteidigungsmittel ungeeignet war und eine erneute Entscheidung des FG
deshalb nur zu einer Bestatigung des Urteils fuhren kdnnte, kann das Revisionsgericht (ausnahmsweise) selbst die Sache
abschlieRend entscheiden und die Revision als unbegriindet zurtickweisen .

Tenor

Auf die Revision des Klagers wird das Urteil des Niedersachsischen Finanzgerichts vom 7. September 2017 11K
10306/15 aufgehoben.

Die Sache wird an das Niedersachsische Finanzgericht zuriickverwiesen.

Diesem wird die Entscheidung Uber die Kosten des Revisionsverfahrens ubertragen.

Tatbestand

1  Der Klager und Revisionsklager (Klager) ist Insolvenzverwalter uber das Vermogen der X-KG (Schuldnerin).

2 Mit Beschluss des Amtsgerichts Y (AG) vom 13. Mai 2014 (Az. ...) wurde zunachst das vorlaufige Insolvenzverfahren
Uber das Vermogen der Schuldnerin eroffnet und der Klager zum vorlaufigen Insolvenzverwalter bestellt. Dabei hat
das AG die Verwaltungs- und Verfigungsbefugnis nicht nach & 22 Abs. 1 der Insolvenzordnung (InsO) auf den
Klager Ubertragen; es hat die sog. "schwache" vorldufige Insolvenzverwaltung angeordnet. Uber das Vermégen der
Schuldnerin wurde sodann am 21. Oktober 2014 das Insolvenzverfahren eréffnet.

3 Am 2. Marz 2015 reichte der Klager Umsatzsteuer-Voranmeldungen fir das 2. und 3. Kalendervierteljahr 2014 ein,
jeweils mit einem Vorsteueriiberhang in Héhe von ... € bzw. ... €.

4  Der Beklagte und Revisionsbeklagte (das Finanzamt --FA--) lehnte die beantragte Festsetzung mit Bescheid vom
28. Mai 2015 ab. Zur Begrundung fuhrte es aus, dass eine Festsetzung im Massezeitraum nur in Frage komme,
sofern im Zeitraum des vorlaufigen Insolvenzverfahrens insgesamt eine Umsatzsteuerzahllast entstanden sei.

5 Der Einspruch des Klagers hatte keinen Erfolg (Einspruchsentscheidung vom 25. November 2015).
6  Das Finanzgericht (FG) wies die anschlieftende Klage als unbegriindet ab.

7  Esfuhrte zur Begrindung seines in Zeitschrift fiir das gesamte Insolvenz- und Sanierungsrecht 2018, 742
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veroffentlichten Urteils im Wesentlichen aus, nach der amtlichen Gesetzesbegriindung diene & 55 Abs. 4 InsO allein
dazu, die Durchsetzung des Umsatzsteueranspruchs im Insolvenzeréffnungsverfahren zu sichern.

Vorliegend sei § 55 Abs. 4 InsO schon seinem eindeutigen Wortlaut nach, der einer abweichenden Auslegung nicht
zuganglich sei, nicht anwendbar. Die Vorschrift weise lediglich Verbindlichkeiten, nicht aber Forderungen den
Masseverbindlichkeiten zu. § 55 Abs. 4 InsO wolle --wie aus der Gesetzesbegriindung eindeutig hervorgehe--
lediglich den Nachteil ausgleichen, den der Fiskus als Zwangsglaubiger hinzunehmen habe. Eine Gleichbehandlung
von Verbindlichkeiten und Forderungen sei nicht Regelungsziel des Gesetzgebers gewesen.

Hiergegen wendet sich der Klager mit seiner Revision und riigt die Verletzung materiellen und formellen Rechts.

Er bringt im Kern vor, ein nach Saldierung verbleibendes Vorsteuerguthaben aus der Zeit der vorlaufigen
Insolvenzverwaltung sei dem Insolvenzverwalter zu erstatten. Die Umsatzsteuer gelte nach & 55 Abs. 4 InsO als
Masseverbindlichkeit. Das Gleiche musse vice versa auch fur den Vorsteuerabzug gelten. Eine andere Auslegung
von § 55 Abs. 4 InsO wurde den Grundsatz der Glaubigergleichbehandlung durchbrechen. Konnte das FA ein nach
Saldierung verbleibendes Vorsteuerguthaben mit bestehenden Insolvenzforderungen desselben
Besteuerungszeitraums verrechnen und/oder die bestehende Schuld mit Insolvenzforderungen aus der Zeit vor der
Anordnung der vorlaufigen Insolvenz aufrechnen, wirde es sich hierdurch gegeniiber anderen Glaubigern einen
unzulassigen Vorteil verschaffen.

Das FG habe auRerdem gegen die ihm obliegende Pflicht zur verfassungskonformen Auslegung von & 55 Abs. 4

InsO verstofien. Der Fiskus ware --folge man der Auffassung der Vorinstanz-- bei der Anordnung einer "schwachen”
vorlaufigen Insolvenzverwaltung bessergestellt als bei der Anordnung einer "starken” vorlaufigen
Insolvenzverwaltung oder im Falle der sofortigen Insolvenzeroffnung. Das nach Art. 14 Abs. 1 Satz 1 Variante 1 des
Grundgesetzes (GG) geschutzte Befriedigungsinteresse der Glaubiger fande in den unterschiedlichen Verfahren nicht
die gleiche Bertcksichtigung. Der hierin liegende Verstof? gegen Art. 3 Abs. 1 GG sei nicht durch einen sachlichen
Differenzierungsgrund gerechtfertigt; die Zwangsglaubigerschaft des Fiskus bestehe in samtlichen Verfahren
gleichermafien.

Ebenso habe das FG gegen seine Pflicht zur richtlinienkonformen Auslegung von & 55 Abs. 4 InsO verstofien. Das
Recht auf Vorsteuerabzug entstehe gemaR Art. 167 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006
Uber das gemeinsame Mehrwertsteuersystem (MwStSystRL), wenn der Anspruch auf die abziehbare Steuer entstehe.
Der Grundsatz der Neutralitat der Umsatzsteuer sei verletzt, wenn der Steuerpflichtige nicht vollstandig fur die
gezahlte Umsatzsteuer entlastet werde. Steuerneutralitat sei nur gewahrleistet, wenn die gezahlte Vorsteuer, d.h.
sowohl Vorsteuerzahllast als auch ein im Insolvenzantragsverfahren begriindeter Vorsteueriberhang, ausgezahlt
werde.

Der Klager rugt ferner, das FG habe seinen Anspruch auf rechtliches Gehor verletzt, weil es unter Verstof} gegen
Art. 103 Abs. 1 GG, § 96 Abs. 2 der Finanzgerichtsordnung (FGO) sein umfassendes Vorbringen zur
richtlinienkonformen Gesetzesauslegung --wie sich aus der kurzen, pauschalierenden und unbegriindeten
Abweisung ergebe-- nicht zur Kenntnis genommen und inhaltlich zum Bestandteil seiner Erwagungen gemacht
habe. Die Griinde der Vorentscheidung liefRen jedenfalls keine materiell-rechtliche Auseinandersetzung mit seinem
Vorbringen zur Vereinbarkeit der Auslegung von & 55 Abs. 4 InsO mit Art. 167 MwStSystRL erkennen. Das
angefochtene Urteil sei insoweit ebenso wenig mit Griinden versehen; daraus folge eine Verletzung von § 119 Nr. 6
FGO.

Das FG habe aufierdem gegen Art. 103 Abs. 1 GG, & 96 Abs. 2 FGO und & 119 Nr. 6 FGO verstofien, weil es sich mit
dem Vorbringen zur insolvenzrechtlichen Anfechtung nicht (ansatzweise) auseinandergesetzt habe. Er, der Klager,
habe im finanzgerichtlichen Verfahren fir den Fall, dass das FG seiner Ansicht nicht folge, mit Schriftsatz vom

24. Juli 2017 und vom 28. Juli 2017 hilfsweise die insolvenzrechtliche Anfechtung nach & 130 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
InsO erklart.

Der Kldger beantragt,

die Vorentscheidung, die Einspruchsentscheidung vom 25. November 2015 sowie den Bescheid vom 28. Mai 2015
aufzuheben und das FA zu verpflichten, die Umsatzsteuer-Vorauszahlungen fur das 2. und 3. Kalendervierteljahr
2014 auf ... € bzw. ... € festzusetzen, hilfsweise den Rechtsstreit zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung
an das FG zurtickzuverweisen.
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Das FA beantragt,
die Revision als unbegrindet zuriickzuweisen.

Es tritt der Revision des Klagers mit den Griinden der Vorentscheidung, die es sich zu eigen macht, entgegen.

Entscheidungsgrunde
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Die Revision des Klagers ist begriindet. Die Vorentscheidung ist aufzuheben und die Sache an das FG
zuruckzuverweisen (8§ 126 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 FGO).

Das Urteil der Vorinstanz ist nicht mit Griinden versehen und verletzt daher Bundesrecht (§ 119 Nr. 6 FGO).

1. Nach & 105 Abs. 2 Nr. 5 FGO muss ein finanzgerichtliches Urteil u.a. Entscheidungsgrinde enthalten. Fehlt es
hieran, ist das Urteil als auf der Verletzung von Bundesrecht beruhend anzusehen (§ 119 Nr. 6 FGO).

a) Nach standiger Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH) ist eine Entscheidung nicht mit Grinden versehen,
wenn sie nicht erkennen lasst, welche tatsachlichen Feststellungen und rechtlichen Erwagungen fiir sie maRgeblich
waren (vgl. dazu z.B. BFH-Urteile vom 2. Oktober 2001 IX R 25/99, BFH/NV 2002, 363, unter Il.2.a, Rz 10; vom
18.Juni 2009 V R 4/08, BFHE 226, 382, BStBL 11 2010, 310, Rz 14; vom 16. September 2015 XI R 47/13, BFH/NV
2016, 428, Rz 35; vom 18. August 2016 VI R 18/13, BFHE 255, 58, BStBL 11 2017, 730, Rz 12; jeweils m.w.N.).

aa) Der Begriindungszwang bezweckt, die Prozessbeteiligten uber die das Urteil tragenden Erkenntnisse und
Uberlegungen des Gerichts zu unterrichten. Dabei muss das FG zwar nicht auf alle Einzelheiten des Sachverhalts
und auf jede von den Beteiligten angestellte Erwdagung naher eingehen. Ein Urteil enthalt aber keine hinreichenden
Entscheidungsgriinde, wenn das FG einen selbstandigen Anspruch oder ein selbstandiges Angriffs- oder
Verteidigungsmittel mit Stillschweigen libergeht oder einen bestimmten Sachverhaltskomplex iberhaupt nicht
berucksichtigt (vgl. dazu z.B. BFH-Urteile vom 29. November 2000 | R 16/00, BFH/NV 2001, 626, unter 11.2., Rz 12;
vom 24. April 2008 IV R 69/05, BFH/NV 2008, 1550, unter I1.B.2.b, Rz 57; in BFHE 226, 382, BStBL Il 2010, 310,

Rz 14; vom 9. Februar 2012 V R 40/10, BFHE 236, 258, BStBL Il 2012, 844, Rz 38; jeweils m.w.N.). Unter
selbstandigen Anspriichen und selbstandigen Angriffs- und Verteidigungsmitteln sind dabei die eigenstandigen
Klagegriinde und solche Angriffs- und Verteidigungsmittel zu verstehen, die den vollstandigen Tatbestand einer mit
selbstandiger Wirkung ausgestatteten Rechtsnorm bilden (vgl. dazu BFH-Urteile in BFH/NV 2002, 363, unter 11.2.3,
Rz 10, m.w.N.; in BFHE 226, 382, BStBL Il 2010, 310, Rz 14).

bb) Eine zu kurze, liicken- oder fehlerhafte Urteilsbegriindung ist dagegen kein Verfahrensfehler i.S. von § 119 Nr. 6
FGO (vgl. dazu z.B. BFH-Urteile in BFH/NV 2008, 1550, unter I1.B.2.b, Rz 58; in BFHE 236, 258, BStBL Il 2012, 844,
Rz 38; in BFH/NV 2016, 428, Rz 35; jeweils m.w.N.). Ein wesentlicher Verfahrensmangel i.S. des § 119 Nr. 6 FGO ist
aber dann anzunehmen, wenn in Bezug auf einen wesentlichen Streitpunkt die Moglichkeit entzogen ist, die
getroffene Entscheidung auf ihre Rechtmafiigkeit hin zu uberprifen (BFH-Urteil vom 31. Mai 2001 IV R 93/99,
BFH/NV 2001, 1570, m.w.N.).

b) Im Streitfall ist das FG, obwohl es der vom FA vertretenen Rechtsansicht folgte, dass es sich bei dem wahrend der
Zeit der vorlaufigen Insolvenzverwaltung begriindeten Vorsteuererstattungsanspruch um einen Anspruch der
Insolvenzmasse handele, nicht auf den vom Klager im Verfahren vor dem FG hilfsweise geltend gemachten
selbstandigen Anspruch der insolvenzrechtlichen Anfechtung eingegangen. Das FG hat den Vortrag des Klagers,
dass er fur den Fall, dass das FG seiner Ansicht nicht folge, hilfsweise die insolvenzrechtliche Anfechtung nach

§ 130 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 InsO erklare, Ubergangen und damit einen eigenstandigen Klagegrund unerortert gelassen,
der den Tatbestand einer mit selbstandiger Wirkung ausgestatteten Rechtsnorm bildet, ohne dass das angefochtene
Urteil dabei erkennen lasst, aus welchen Griinden dieser vom Klager hilfsweise geltend gemachte Anspruch vom FG
abgelehnt wurde.

c) Das Fehlen von Entscheidungsgriinden i.S. von & 105 Abs. 2 Nr. 5 FGO ist ein Verfahrensmangel, auf dem das FG-
Urteil beruht (8 119 Nr. 6 FGO). Dessen Vorliegen stellt fur sich allein eine Verletzung von Bundesrecht dar und
fuhrt grundsatzlich unter Aufhebung der Vorentscheidung zur Zurtickverweisung der Sache an das FG zur erneuten
Verhandlung und Entscheidung nach & 126 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 FGO (vgl. dazu BFH-Urteil vom 4. April 2000
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VII R 24/99, BFH/NV 2000, 1141, unter 11.2., Rz 24), und zwar ohne materiell-rechtliche Ausfiihrungen des
Revisionsgerichts (vgl. BFH-Urteil vom 29. Juli 2010 VI R 39/09, BFH/NV 2010, 2296, Rz 26).

26 Eine Ausnahme hiervon lasst die Rechtsprechung nur zu, wenn das Ubergangene Angriffs- oder Verteidigungsmittel
zur Begrundung oder zur Abwehr des Angriffs ungeeignet war und eine erneute Entscheidung des FG deshalb nur zu
einer Bestatigung des Urteils fuhren kdnnte (vgl. dazu BFH-Urteile in BFH/NV 2001, 626, unter 11.4., Rz 15, m.w.N.; in
BFHE 226, 382, BStBL 1l 2010, 310, Rz 16). In einem solchen Fall kann das Revisionsgericht selbst die Sache
abschlieRend entscheiden und die Revision als unbegriindet zuriickweisen (vgl. dazu BFH-Urteil in BFH/NV 2000,
1141, unter 11.2., Rz 24). Um einen solchen Sachverhalt handelt es sich im Streitfall indes nicht.

27 2. Die Ubertragung der Kostenentscheidung auf das FG beruht auf § 143 Abs. 2 FGO.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de

Seite 4 von 4


https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE201950021/

	Urteil vom 14. November 2018, XI R 32/17
	Leitsätze
	Tenor
	Tatbestand
	I.

	Entscheidungsgründe
	II.



